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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuss)

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung
– Drucksache 14/6214 Nr. 2.2 –

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat:
Verbesserung der Dienstequalität in Seehäfen: Ein zentraler Aspekt für den
europäischen Verkehr
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates
über den Marktzugang für Hafendienste
KOM(2001) 35 endg.; Ratsdok. 06375/01

A. Problem

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat einen Richtlinienvor-
schlag vorgelegt, der die Regelung der Freiheit, Hafendienstleistungen zu er-
bringen sowie die Verbesserung der Dienstequalität und die Angleichung der
Wettbewerbsbedingungen der Seehäfen zum Ziel hat. Geregelt werden sollen
unter anderem Ausschreibungsverfahren für Dienstleistungsunternehmen so-
wie die Einführung der getrennten Buchführung im Bereich der Hafendienste.

B. Lösung

Annahme einer Entschließung.

Die Entschließung wurde zum Teil einstimmig, zum Teil mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der PDS gegen die Stimmen
der Fraktion der FDP, dabei wiederum zum Teil mit den Stimmen der
Fraktion der CDU/CSU und zum Teil gegen die Stimmen der Fraktion der
CDU/CSU angenommen.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Keine
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

in Kenntnis der Unterrichtung durch die Bundesregierung – Drucksache 14/6214
Nr. 2.2 – folgende Entschließung anzunehmen:
„Der Deutsche Bundestag verweist auf die verfassungsmäßige Zuständigkeit
der Länder für die Seehäfen und übernimmt insoweit den Beschluss des Bun-
desrates auf Bundesratsdrucksache 196/01 vom 13. Juli 2001. Der Deutsche
Bundestag erwartet, dass die Bundesregierung keiner EU-Hafenrichtlinie zu-
stimmt, welche die leistungsfähige, wettbewerbsorientierte Anbieterstruktur in
den deutschen Häfen gefährdet, indem sie in bestehende Verträge eingreift und
die Türen für feindliche Kapitalübernahmen öffnet.
Zur Frage der Organisation der Lotsdienstleistungen außerhalb der Seehäfen
vertritt der Deutsche Bundestag die Auffassung, dass die bewährte Lotsstruktur
nur mit Augenmaß weiterentwickelt werden sollte. Der Erhalt der notwendigen
Sicherheit hat absoluten Vorrang vor wettbewerbesorientierten Modernisie-
rungsmaßnahmen. Rosinenpickerei durch „Hauslotsendienste“ für die Groß-
schifffahrt sollte unbedingt vermieden werden.“

Berlin, den 12. Dezember 2001

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Eduard Oswald
Vorsitzender

Konrad Kunick
Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Konrad Kunick

I. Überweisung
Die Unterrichtung durch die Bundesregierung wurde gemäß
§ 93 der Geschäftsordnung an den Ausschuss für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen zur federführenden Beratung
und an den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie zur
Mitberatung überwiesen.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage
Ziel des in der Mitteilung der Kommission enthaltenen
Richtlinienvorschlags ist die Regelung der Freiheit, Hafen-
dienstleistungen zu erbringen sowie die Verbesserung der
Dienstequalität und die Angleichung der Wettbewerbs-
bedingungen der Seehäfen. Es sollen Seehäfen mit einem
Umschlag von 3 Mio. t oder 500 000 Passagieren erfasst
werden. Geregelt werden sollen unter anderem Ausschrei-
bungsverfahren für Dienstleistungsunternehmen sowie die
Einführung der getrennten Buchführung im Bereich der
Hafendienste.

III. Stellungnahme der mitberatenden Ausschüsse
Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die
Unterrichtung in seiner 68. Sitzung am 14. November 2001
beraten und zur Kenntnis genommen. Er empfiehlt mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der
PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und
der FDP, folgende Entschließung anzunehmen:

„Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie des Deut-
schen Bundestages nimmt die Mitteilung der Kommission
an das Europäische Parlament und an den Rat:
– Verbesserung der Dienstequalität in Seehäfen: Ein zentra-
ler Aspekt für den europäischen Verkehr = Vorschlag für
eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Ra-
tes über den Zugang für Hafendienste –
zur Kenntnis, sieht aber für eine Richtlinie des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates ebenso wie die Küstenlän-
der und die Bundesregierung keinen aktuellen Handlungs-
bedarf.

Der Marktzugang in deutschen Häfen ist weitestgehend li-
beralisiert, eine Ausweitung auf nautisch-technische
Dienste wird dort, wo sie hoheitliche Zuständigkeiten be-
rührt, für nicht sinnvoll gehalten.“

IV. Bundesrat
Der Bundesrat hat in seiner 766. Sitzung in einem Beschluss
vom 13. Juli 2001 – BR 196/01 (Beschluss) – Kritik an dem
in der Mitteilung der Kommission enthaltenen Richtli-
nienentwurf geäußert. Er hat unter anderem geäußert, dass
zur Lösung der Wettbewerbsprobleme zwischen den euro-
päischen Seehäfen die Formulierung gemeinschaftlicher
Leitlinien über staatliche Beihilfen für Hafenunternehmen
der richtigere Weg sei. Er stellt in seinem Beschluss fest, in
Deutschland sei der Marktzugang für Hafendienstleistungen
nicht beschränkt. Er vertritt die Auffassung, das System für

ladungsbezogene Hafendienstleistungen funktioniere in den
deutschen Seehäfen reibungslos und solle nicht gefährdet
werden. Der Anwendungsbereich der Richtlinie solle auf die
nautisch-technischen Dienstleistungen beschränkt werden.
Darüber hinaus kritisiert er eine Vielzahl von Einzelrege-
lungen des Richtlinienentwurfs.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse
im Ausschuss

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat
die Unterrichtung durch die Bundesregierung in seiner
73. Sitzung am 12. Dezember 2001 beraten.
Die Koalitionsfraktionen haben zu der EU-Vorlage einen
Entschließungsantrag (Ausschussdrucksache 860) mit dem
aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Inhalt einge-
bracht.
Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
empfiehlt die Annahme der aus der Beschlussempfehlung
ersichtlichen Entschließung.
– Satz 1 Absatz 1 des Enschließungsantrags der Koali-

tionsfraktionen wurde einstimmig angenommen.
– Satz 2 Absatz 1 des Enschließungsantrags wurde mit den

Stimmen der Koalitionsfraktionen und den Stimmen der
Fraktion der CDU/CSU und der Fraktion der PDS gegen
die Stimmen der Fraktion der FDP angenommen.

– Absatz 2 des Enschließungsantrags wurde mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der PDS
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und
der FDP angenommen.

– Die Vorlage auf EU-Drucksache 06375/01 wurde zur
Kenntnis genommen.

Die Fraktion der SPD sprach die Frage an, ob die Pläne
der EU-Kommission nicht auch enteignungsrechtliche
Probleme heraufbeschwörten. Der Richtlinienentwurf be-
sage, dass derjenige, der keine Investitionen getätigt habe,
damit rechnen müsse, dass sein Vertrag gegebenfalls 4 Jahre
nach Gültigkeit der Richtlinie ende und der anzubietende
Dienst EU-weit ausgeschrieben werden müsse, obwohl er
möglicherweise einen unbefristeten Vertrag habe. Der
Bundesrat habe sich dezidiert geäußert. Er habe erklärt, dass
in Deutschland die Verhältnisse in den Seehäfen geordnet
und transparent seien und dass die Bundesregierung ver-
hindern möge, dass ein neues bürokratisches System über-
gestülpt werde. Mit dem Entschließungsantrag rege man an,
dem Beschluss des Bundesrates, soweit er die Seehäfen und
damit die Länderkompetenz betreffe, beizutreten und im
Übrigen, soweit sich die EU-Kommission am Rande mit
Fragen des Seelotswesens beschäftige – also Fragen des
Bundes angehe – zur Kenntnis zu nehmen. Die Fraktion der
FDP müsse anerkennen, dass die mittelständische Struktur
der hamburgischen und bremischen Häfen vor der Über-
nahme durch Kapitalkompanien geschützt werden müsse.
Die Fraktion der CDU/CSU führte aus, sie könne dem ers-
ten Absatz des vorliegenden Entschließungsantrages der
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Koalitionsfraktionen zustimmen, weil sie der Auffassung
sei, dass die Position des Bundesrates Unterstützung ver-
diene. Die Vorlage des Bundesrates beleuchte das Gesamt-
problem in fünf Punkten sachgerecht. Sie stelle den Versuch
dar, den Wettbewerb in Europa zu liberalisieren und Wett-
bewerbsverzerrungen zwischen den deutschen Häfen und
denen anderer Staaten zu vermeiden, gleichzeitig aber auch
das bisher in Deutschland bestehende, funktionsfähige Sys-
tem zu stabilisieren. Man tue gut daran, diese fünf Punkte
des Bundesrates zur Grundlage des Votums des Ausschus-
ses zu machen. Der Bundesratsbeschluss müsse als Grund-
lage in die Verhandlungen der Bundesregierung auf EU-
Ebene mit einbezogen werden. Bezüglich des Lotswesens
vertrete man eine andere Auffassung, als sie in dem Ent-
schließungsantrag wiedergegeben sei. Im Lotswesen wür-
den reine Dienstleistungen erbracht, deren Erbringung man
sich aber auch anders vorstellen könne. Man müsse die Mo-
dernisierungsmöglichkeiten sehen und nicht allein Traditio-
nen fortschreiben.

Die Fraktion der FDP erklärte, sie halte den Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen für überflüssig. Es sei
deutlich, dass aus Sicht der Länder und des Bundes kein be-
sonderer Handlungsbedarf bestehe. Dies sei auch in der
Stellungnahme des Bundesrates noch einmal deutlich zum
Ausdruck gebracht worden. Einzelne Formulierungen des
vorliegenden Entschließungsantrages gingen offensichtlich
am Markt vorbei. Es gehe nicht um feindliche Kapitalüber-
nahmen, sondern um Zukunftsweichenstellung. Es sei völlig
klar, dass bestehende Verträge Bestand haben müssten. Es
sei aber ebenso klar, dass darüber nachgedacht werden
müsse, bestehende Verträge in jedem Einzelfall darauf zu
überprüfen, ob sie dem europäischen Gedanken Rechnung
trügen. Das bezweifele man, denn häufig seien die Kapital-
übernehmer die einzigen Anbieter in diesem Bereich. In der
Vorgabe der EU sei nicht enthalten, dass man in bestehende
Verträge eingreifen müsse. Gewollt sei vielmehr, in der Zu-
kunft ein Vertragswerk zu schaffen, das möglichen zukünf-
tigen Entwicklungstendenzen Rechnung trage.

Berlin, den 12. Dezember 2001

Konrad Kunick
Berichterstatter
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